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vorwerken und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken, S. 96. — Geſetz über die Feſtſtellung der Vorauszahlungen auf die Gewerbe 
kapitalſteuer für das Rechnungsjahr 1925 und über Anderung einiger Beſtimmungen der Verordnung vom 23. November 1923 über 
die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer, S. 97. — Verordnung über die geſetzliche Miete für den Monat Auguſt 1925, 
©.98, — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
Urkunden uſw., ©. 98. — 


(Mr. 12987.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Vermehrung und Verbeſſerung der 
Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör auf den Domänen. Vom 25. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 1000 000 Reichsmark zur Vermehrung und 
Verbeſſerung der Arbeiterwohnungen nebſt Zubehör auf den Domänen zur Verfügung geftellt. 


8 2. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur 
Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


83. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. | 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefeß wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
f Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 12988.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung von ſtaatlichen Mooren. 
Vom 25. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 

Dem Staatsminiſterium wird ein weiterer Betrag von 1500 000 Reichsmark zur Urbar⸗ 
machung von ſtaatlichen Mooren in den Provinzen Hannover und Schleswig⸗Holſtein zur Verfügung 
geſtellt. 8 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 13. Auguſt 1925.) 8 
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§ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des auf 
genommenen Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur 
Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


83. 

Die Erlöſe aus dem Verkaufe der mit Anleihemitteln urbar gemachten Moore, und zwar 
nicht nur die baren Kaufſummen ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, 
ſind vorweg zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 

8 4. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 25. Juli 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 12989.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Ausführung von Bodenverbeſſerungen 
auf e Domänenvorwerken und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken. Vom 
25. Juli 1925 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


981. 

Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 1000 000 Reichsmark zur Ausführung von 
Bodenverbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänenvorwerken und anderen domänenfiskaliſchen Grund— 
ſtücken zur Verfügung geſtellt. N 
2 


() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schul dkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamken Staatsſchuld oder zur Ver— 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


NEE 


(Mr. 12990.) Geſetz über die Feſtſtellung der Vorauszahlungen auf die Gewerbekapitalſteuer für das 
Rechnungsjahr 1925 und über Anderung einiger Beſtimmungen der Verordnung vom 
23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519) über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer. 
Vom 27. Juli 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
sl. 

() Zum Zwecke der Feſtſtellung der Vorauszahlungen auf die Steuer vom Gewerbekapital 
für das Rechnungsjahr 1925 wird das Gewerbekapital nach dem Stande vom 31. Dezember 1924 
oder, falls das Unternehmen für ein vom Kalenderjahr abweichendes Geſchäftsjahr regelmäßig 
Geſchäftsabſchlüſſe macht, nach dem Stande am Schluſſe des im Kalenderjahre 1924 endenden 
Geſchäftsjahrs veranlagt. Auszugehen iſt von der Gewerbekapitalſteuerveranlagung oder, wo eine 
ſolche nicht vorhanden iſt, von der Vermögenſteuerveranlagung auf den 31. Dezember 1923 unter 
Berückſichtigung der bei den einzelnen Unternehmen bis zu dem im Satze 1 genannten Zeitpunkt 
eingetretenen Veränderungen. 

(2) Die Bewertung des Gewerbekapitals erfolgt nach den für die Reichsvermögenſteuerveranlagung 
1924 geltenden Beſtimmungen mit der Maßgabe, daß an Stelle des 31. Dezember 1923 der im 
Abf. 1 genannte Zeitpunkt tritt. 

8 2. 


Die Zerlegung der veranlagten Steuergrundbeträge nach dem Gewerbekapital erfolgt nach den 
ss 36 ff. der Gewerbeſteuerverordnung mit der Maßgabe, daß die Roheinnahmen beziehungsweiſe die 
Gehälter und Löhne der Monate Januar bis Juni 1925 zugrunde zu legen ſind. 


Artikel II. 
Sa 
§ 49 Abſ. 1 der Gewerbeſteuerverordnung erhält folgenden Zuſatz: 
Die Vereinbarungen können auf ein oder mehrere Rechnungsjahre abgeſchloſſen werden. 
Sie bedürfen der Genehmigung. f 5 
§ 49 Abſ. 2 der Gewerbeſteuerverordnung wird geſtrichen. 


$ 2. 
§ 62 der Gewerbeſteuerverordnung erhält folgenden zweiten Abſatz: 

(2) Zum Vorſitzenden des bei der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion gebildeten 
Berufungsausſchuſſes kann auch ein Verwaltungsgerichtsdirektor des Bezirksausſchuſſes zu 
Berlin beſtellt werden. a 

8 3. 


Hinter § 62 wird als § 62a eingefügt: 


§ 62a. 

Die Betriebe des Preußiſchen Staates werden nicht als ein einheitliches ſteuer— 
pflichtiges Gewerbe im Sinne des § 4 Abſ. 1 Satz 1 veranlagt. Die mit der Aus- 
führung der Gewerbeſteuerverordnung beauftragten Miniſter treffen Beſtimmung über 
die Abgrenzung der einzelnen Betriebe des Preußiſchen Staates und über die Zuſtändig— 
keit zu ihrer Veranlagung. 

Artikel III. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erlaſſen die mit der Aus- 
führung der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 beauftragten Miniſter. 


Artikel IV. 


Dieſes Geſetz tritt am Tage nach ſeiner Verkündung in Kraft, der Artikel II jedoch mit 
Wirkung vom Inkrafttreten der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923. 


Bene 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. Juli 1925. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Giegel) Braun. Severing, Höpker Aſchoff. 


zugleich für den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


(Nr. 12991.) Verordnung über die geſetzliche Miete für den Monat Auguſt 1925. Vom 27. Juli 1925. 


Auf Grund der §§ 11 und 22 des Reichsmietengeſetzes, der SS 27 und 31 der Dritten Steuernotverord⸗ 
nung des Reichs vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 74), des § 4 der Verordnung zur Ausführung 
der Dritten Steuernotverordnung des Reichs vom 14. Februar 1924 (Dritte Preußiſche Steuernotverordnung) 
vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 42) ſowie der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über 
die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474) wird nach Anhörung der im 
Ständigen Ausſchuß für Mietzinsbildung vertretenen Mieter und Vermieter für alle Gemeinden, für die keine 
andere Regelung getroffen wird, über die Berechnung der geſetzlichen Miete mit Wirkung vom 1. Auguſt 1925 
folgendes verordnet: 

Die geſetzliche Miete für den Monat Auguſt 1925 beträgt 82 vom Hundert der reinen Friedensmiete (88 2 
und 3 der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924). 

Im übrigen behält die Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 25. Juni 1924 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 570) auch für den Monat Auguſt Gültigkeit. 

Berlin, den 27. Juli 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: : >= 
am Zehnhoff. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 


f Bekanntmachung. 

Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. November 1924 über die Genehmigung zur 
Verlegung des Geſchäftsjahrs der Brohltal-Eiſenbahngeſellſchaft in Brohl Mhein) durch das Amts— 
blatt der Regierung in Coblenz Nr. 28 S. 105, ausgegeben am 4. Juli 1925; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Januar 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Belgard-Stolp, Aktiengeſellſchaft in Belgard und Stolp, 
für den Bau von Überlandleitungen durch die Amtsblätter 

der Regierung in Stettin Nr. 6 S. 57, ausgegeben am 7. Februar 1925, 
der Regierung in Köslin Nr. 23 S. 105, ausgegeben am 6. Juni 1925, und 
der Regierung in Schneidemühl Nr. 6 S. 21, ausgegeben am 7. Februar 1925; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Februar 1925 über die Genehmigung zur 
Verlegung des Geſchäftsjahrs der Kreis Oldenburger Eiſenbahngeſellſchaft durch das Amtsblatt der 
Regierung in Schleswig Nr. 28 S. 227, ausgegeben am 11. Juli 1925; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. März 1925 über die Übertragung des der 
Überlandzentrale Belgard⸗Stolp, Aktiengeſellſchaft in Belgard und Stolp, durch Erlaß vom 
15. Januar 1925 verliehenen Enteignungsrechts auf die Überlandzentrale Pommern Aktiengeſellſchaft, 
Zweigniederlaſſungen Belgard und Stolp, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Stettin Nr. 28 S. 217, ausgegeben am 11. Juli 1925, 
der Regierung in Köslin Nr. 23 S. 105, ausgegeben am 6. Juni 1925, und 
der Regierung in Schneidemühl Nr. 24 S. 105, ausgegeben am 13. Juni 1925, 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Juni 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Kleinbahn -Aktiengeſellſchaft Erfurt-Nottleben in Erfurt für die Fortführung 
des Unternehmens durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 27 S. 115, ausgegeben am 
4. Juli 1925; 3 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1925 über die Verleihung des Ent 
eignungsrechts an den Kreis Rotenburg a. F. für den Bau einer Hochſpannungsleitung von 
Hersfeld nach Bebra durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 28 S. 161, ausgegeben 
am 11. Juli 1925. 
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